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An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 370. Sitzung am 23. Juli 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 19. Juli 
1971 verabschiedeten 


Gesetz zur Verbesserung des Mietrechts und 
zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur 
Regelung von Ingenieur- und Architekten- 
leistungen 

— Drucksachen VI/ 1549, ^ VI/ 1549, VI/2421 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Koschnick 


Bonn, den 23. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 19. Juli 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 
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Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begren- 
zung des Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur- und 

Architektenleistungen 


Artikel 3 

Kündigungsschutz 
für Wohnraummietverhältnisse 

1. Zu § 01 (neu) 

Vor § 1 ist folgende Vorschrift einzufügen: 

„§ 01 

(1) -Die Vorschriften dieses Artikels gelten für 
Wohnraum, der in einem gemäß Absatz 2 be- 
zeichneten Gebiet besonderen Wohnungsbedarfs 
liegt. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Gemeinden als Gebiete 
besonderen Wohnungsbedarfs zu bezeichnen, 

♦ wenn und solange dies erforderlich ist, um so- 
ziale Härten infolge eines erheblichen Fehl- 
bestandes an Mietwohnraum in diesen Gebieten 
zu vermeiden. Dabei sind die Ergebnisse der 
Gebäude- und Wohnungszählung nach dem 
Wohnungszählungsgesetz 1968 vom 18. März 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 225) und deren Fort- 
schreibung zu berücksichtigen.'' 

Begründung 

Für die vom Bundestag beschlossene uneinge- 
schränkte räumliche Geltung der Vorschriften 
über den besonderen Kündigungsschutz für 
Wohnraummietverhältnisse besteht kein Bedürf- 
nis, weil die Schutzvorschriften der §§ 556 a, 
556 b und 556 c BGB zugunsten der Mieter er- 
fahrungsgemäß überall da ausreichen, wo ein 
ausgeglichener Wohnungsmarkt besteht. Nur er- 
hebliche Störungen dieses Marktes, die in grö- 
ßerem Ausmaß zu sozialen und wirtschaftlichen 
Härten für die Mieter führen, können derartig 
schwere Eingriffe in das Eigentum und die Ver- 
tragsfreiheit, wie sie Artikel 3 vorsieht, recht- 
fertigen. Dem Charakter des Artikels 3 als eines 
zeitlich befristeten Ausnahmerechts muß daher 
in übereinstmimung mit der Regierungsvorlage 
dadurch Rechnung getragen werden, daß sein 
Anwendungsbereich auf diejenigen Gebiete be- 
grenzt wird, in denen ein besonderer Mieter- 
schutz im Interesse des Allgemeinwohls erfor- 
derlich ist. Gegen eine uneingeschränkte räum- 
liche Geltung des vorgesehenen Sonderrechts 


bestehen auch verfassungsrechtliche und verfas- 
sungspolitische Bedenken, weil diese Vorschrif- 
ten auf alle bestehenden Mietverhältnisse ein- 
wirken, so daß ein Fall unechter Rückwirkung 
vorliegt. Verfassungsrechtlich ist ein solcher Ein- 
griff nur dann zulässig, wenn das Vertrauen des 
einzelnen auf den Fortbestand einer gesetzlichen 
Regelung weniger schwer wiegt als die Bedeu- 
tung des gesetzgeberischen Anliegens für das 
Wohl der Allgemeinheit. Diesem Vertrauens- 
schutz kommt im vorliegenden Fall besonderes 
Gewicht zu, weil der bis dahin bestehende Mie- 
terschutz erst in den letzten Jahren abgebaut 
wurde und zudem das Mieterschutzgesetz nicht 
für freifinanzierte Wohnungen Anwendung fand, 
die jedoch in den Geltungsbereich des Artikels 3 
einbezogen sind. Die sonach erforderliche Ab- 
wägung kann daher nur in den Gebieten zu- 
gunsten des Wohls der Allgemeinheit ausfallen, 
in denen ein erheblicher Wohnungsfehlbestand 
vorhanden ist. 

Die vom Rechtsausschuß des Bundestages gegen 
die örtliche Beschränkung des Anwendungsbe- 
reichs angeführten Gesichtspunkte vermögen 
demgegenüber nicht zu überzeugen, zumal nach 
dem Vorschlag des Bundesrates die Fehlbe- 
standsrechnung auf Gemeinden und nicht auf 
Landkreise bezogen werden soll. 

Als Adressaten der Verordnungsermächtigung 
sind abweichend vom Regierungsentwurf die 
Landesregierungen vorgesehen, die aus der Nähe 
die Voraussetzungen eines erheblich gestörten 
Marktes besser beurteilen können. Von der Fest- 
legung des Fehlbestandes auf einen bestimmten 
Prozentsatz ist abgesehen, weil dieser allein er- 
fahrungsgemäß nicht aussagekräftig genug und 
nicht praktikabel ist. Jedenfalls wäre der im 
Regierungsentwurf enthaltene Satz von 2 v. H. zu 
niedrig. 


2. Zu § 1 

§ 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 2 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. der Vermieter durch die Fortsetzung des 
Mietverhältnisses an einer angemesse- 
nen wirtschaftlichen Verwertung des 
Grundstücks gehindert und dadurch er- 
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hebliche Nachteile erleiden würde. Die 
Möglichkeit, im Falle einer anderweiti- 
gen Vermietung als Wohnraum eine 
höhere Miete zu erzielen, bleibt dabei 
außer Betracht. Der Vermieter kann sich 
auch insoweit nicht darauf berufen, daß 
er die Mieträume im Zusammenhang mit 
einer beabsichtigten oder nach Überlas- 
sung an den Mieter erfolgten Begrün- 
dung von Wohnungseigentum veräußern 
will.“ 

b) Nach Absatz 3 ist folgender neuer Absatz 4 
einzufügen: 

„(4) Die Kündigung zum Zwecke der Er- 
höhung des Mietzinses ist ausgeschlossen.“ 

cj Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
Begründung 

Durch die vorgeschlagenen Änderungen soll 
klargestellt werden, daß das Bestreben, durch 
die Vermietung als Wohnraum einen höheren 
Mietzins zu erlangen, nicht als ein berechtigtes 
Interesse des Vermieters im Sinne von Absatz 1 
anzusehen ist. Für eine angemessene Mieterhö- 
hung gegenüber dem jetzigen Mieter stellt § 2 
dem Vermieter eine ausreichende und einfachere 
Möglichkeit zur Verfügung. Das Bestreben, von 
einem Dritten eine höhere Miete zu erlangen, 
als sie gegenüber dem bisherigen Mieter nach 
§ 2 durchzusetzen ist, erscheint im Hinblick auf 
den mit dem Gesetz verfolgten Zweck, den Mie- 
ter zu schützen, nicht gerechtfertigt. Dies gilt 
allerdings nur dann, wenn der Vermieter bei 
einer anderweitigen Vermietung als Wohnraum 
einen höheren Mietzins erlangen könnte. Dage- 
gen soll nicht von vornherein und in jedem Fall 
seitens des Vermieters eine Kündigung ausge- 
schlossen sein, die ausgesprochen wird, weil der 
Vermieter den bisherigen Mietwohnraum künf- 
tig zu einem höheren Mietzins etwa als Arzt- 
praxis oder als Ladenlokal zu vermieten wünscht, 
und eine solche Vermietung an sich als ange- 
messene wirtschaftliche Verwertung im Sinne 
von § 1 Abs. 2 Nr. 3 anzusehen ist. 


3. Zu § 1 a (neu) 

Nach § 1 ist folgender § 1 a einzufügen: 

„§ 1 a 

Ist nach dem 31. Oktober 1970 ein Mietver- 
Lältnis über Wohnraum auf bestimmte Zeit ein- 
gegangen, so kann der Mieter spätestens zwei 
Monate vor der Beendigung des Mietverhältnis- 
ses durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Vermieter die Fortsetzung des Mietverhältnis- 
ses verlangen, wenn nicht der Vermieter ein be- 
rechtigtes Interesse an der Beendigung des 
Mietverhältnisses hat. Im übrigen gelten §§ 1 
und 2 sinngemäß.“ 


Begründung 

Es muß vermieden werden, daß die Vorschriften 
üer §§ 1 und 2 durch Vereinbarung von befriste- 
ten Mietverhältnissen umgangen werden. Der 
Mieter soll daher in den Fällen, in denen nach 
dem 31. Oktober 1970 ein Mietverhältnis über 
Wohnraum auf bestimmte Zeit cingegangen ist, 
die Fortsetzung dieses Mietverhältnisses ver- 
langen können, Vv^enn nicht der Vermieter ein 
berechtigtes Interesse an der Beendigung dos 
Mietverhältnisses hat. Damit der Vermieter 
rechtzeitig darüber Klarheit erlangt, ob das 
Mietverhältnis dem Vertrag gemäß endet, soll 
der Mieter die Fortsetzung des Mietverhältnis- 
ses spätestens zwei Monate vor dessen Beendi- 
gung schriftlich verlangen müssen. 

4. Zu § 2 Abs, 7 

§ 2 Abs. 7 ist wie folgt zu fassen: 

,, (7) Diese Regelung gilt nicht für preisgebun- 
denen Wohnraum, für den der Vermieter auf- 
grund anderer Vorschriften keine höhere als die 
Kostenmietc verlangen darf.“ 

Begründung 

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen dür- 
fen nach § 13 WGGDV nur die Miete verlangen, 
die zur Deckung der laufenden Aufwendungen 
nach den Grundsätzen einer ordnungsmäßigen 
Geschäftsführung im Jahre der Bezugsfertigkeit 
notwendig ist. Die Einhaltung der Bindung an 
die Kostenmiete wird durch den zuständigen 
Prüfungsverband überwacht. Damit handelt es 
sich auch insoweit der Sache nach um preis- 
gebundenen Wohnraum. Zur Vermeidung von 
Zweifeln erscheint aber eine Klarstellung erfor- 
derlich. 

Artikel 6a (neu) 

Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum 

5. Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6 a einzu- 
fügen: 

„Artikel 6 a 

Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum 
§ 1 

(1) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, für Gemeinden, die einen erheblichen Woh- 
nungsfehlbestand aufweisen oder in denen die 
Versorgung der Bevölkerung mit ausreichendem 
Wohnraum zu angemessenen Bedingungen aus 
anderen Gründen besonders gefährdet ist, durch 
RechtWerordnung zu bestimmen, daß Wohn- 
raum anderen als Wohnzwecken nur mit Geneh- 
migung der von der Landesregierung bestimm- 
ten Stelle zugeführt werden darf. Als Aufgabe 
des Wohnzweckes im Sinne des Satzes 1 ist es 
auch anzusehen, wenn Wohnraum zum Zwecke 
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einer dauernden Fremdenbeherbergung, insbe- 
sondere einer gewerblichen Zimmervermietung 
oder der Einrichtung von Schlafstellen verwen- 
det werden soll. Einer Genehmigung bedarf es 
nicht für die Umwandlung eines Wohnraumes in 
einen Nebenraum, insbesondere einen Bade- 
raum. 

(2) Die Genehmigung kann auch befristet, be- 
dingt oder unter Auflagen erteilt werden. Ist die 
Wirksamkeit der Genehmigung erloschen, so ist 
der Raum wieder als Wohnraum zu behandeln. 

§ 2 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne die er- 
forderliche Genehmigung Wohnraum für andere 
als Wohnzwecke im Sinne von § 1 Abs. 1 ver- 
wendet oder überläßt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§ 3 

§ 12 des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 

bleibt unberührt," 

Begründung 

Bei einer bestehenden Mangellage auf dem 
Wohnungsmarkt erscheint es grundsätzlich uner- 
wünscht, daß Wohnraum frei und uneinge- 
schränkt dem Wohnzweck entzogen werden kann. 
Zur Sicherstellung einer ausreichenden Woh- 
nungsversorgung der Bevölkerung bedarf es in 
diesem Fall neben der Förderung des Neubaus 
von Wohnraum auch eines geeigneten Instru- 
ments, durch das die Verringerung des vorhande- 
nen Bestandes an Wohnraum und damit eine 
Vergrößerung der Wohnungsnotlage verhindert 
werden kann. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 sollen daher 
die Landesregierungen ermächtigt werden, die 
Zweckentfremdung von Wohnraum für die Ge- 
meinden von einer behördlichen Genehmigung 
abhängig zu machen, die einen erheblichen Woh- 
nungsfehlbestand aufweisen oder in denen die 
Wohnungsversorgung der Bevölkerung aus ande- 
ren Gründen besonders gefährdet ist. Absatz 1 
Satz 2 stellt klar, daß als Zweckentfremdung im 
Sinne der Vorschrift auch die Benutzung der 
Wohnräume zum Zwecke einer dauernden Frem- 
denbeherbergung anzusehen ist. § 1 Abs. 2 ent- 
hält eine Anzahl von Modalitäten, unter denen 
die Genehmigung erteilt werden kann. 

Nach § 2 soll die ohne die erforderliche Geneh- 
migung erfolgende Zweckentfremdung wie auch 
die Überlassung der Wohnung zu solchen nicht 
genehmigten Zwecken als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden. 

§ 3 stellt klar, daß durch die vorgeschlagene 
Regelung das selbständige, anderen Zwecken 
dienende Zweckentfremdungsverbot des § 12 
des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 unberührt 
bleibt. 


Artikel 9 

Gesetz zur Regelung 
der Wohnungsvermittlung 

6. Zu § 2 Abs. 2 

„(2) Ein Anspruch nach Absatz 1 steht dem 
Wohnungsvermittler nicht zu, wenn 

1. durch den Mietvertrag ein Mietverhältnis über 
dieselben Wohnräume fortgesetzt, verlängert 
oder erneuert wird, 

2. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlos- 
sen wird, deren Eigentümer, Verwalter oder 
Vermieter der Wohnungsvermittler ist oder 

3. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlos- 
sen wird, deren Eigentümer, Verwalter oder 
Vermieter eine juristische Person ist, an der 
der Wohnungsvermittler rechtlidi oder wirt- 
schaftlich beteiligt ist. Das gleiche gilt, wenn 
eine natürliche oder juristische Person Eigen- 
tümer, Verwalter oder Vermieter von Wohn- 
räumen ist und ihrerseits an einer juristischen 
Person, die sich als Wohnungsvermittler be- 
tätigt, rechtlich oder wirtschaftlich beteiligt 
ist." 

Begründung 

Durch § 2 Abs. 2 Nr. 3 soll sichergestellt werden, 
daß der in § 2 Abs. 2 Nr. 2 vorgesehene Aus- 
schluß des Vermittlungsentgelts nicht durch die 
Einschaltung juristischer Personen umgangen 
werden kann und auch in solchen Fällen zum 
Tragen kommt, in denen der Wohnungsvermitt- 
ler einerseits und der Eigentümer, Vermieter oder 
Verwalter der Wohnräume andererseits in enger 
wirtschaftlicher Verbindung stehen. Eine der- 
artige Regelung ist schon in der Stellungnahme 
des Bundesrates zum Regierungsentwurf (Druck- 
sache VI/ 1549, Anlage 2 Ziff. 22) angeregt und 
auch vom Ausschuß für Städtebau und Woh- 
nungswesen befürwortet worden. Die vorge- 
schlagene Nummer 3 verhindert z. B., daß der 
Eigentümer auf dem Umweg der Gründung einer 
rechtlich selbständigen Vermittlungsgesellschaft 
eigene Wohnräume gegen Entgelt vermittelt. 
Neben der gegenseitigen rechtlichen Beteiligung 
rrtuß auch die wirtschaftliche Beteiligung erfaßt 
werden, um Umgehungen durch die Einschaltung 
eines Treuhänders zu verhindern. 

Artikel 10 

Gesetz zur Regelung von 
Ingenieur- und Architektenleistungen 

7. Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Abs. 3 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. von den Mindestsätzen durch schrift- 
liche Vereinbarung abgewichen werden 
kann;". 
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b) § 2 Abs. 3 Nr, 1 ist wie folgt zu fassen: 

,, 1. von den Mindestsätzen durch schrift- 
liche Vereinbarung abgewichen werden 
kann;". 

Begründung 

Zu § 1 Abs. 3 Nr. 1 und zu § 2 Abs. 3 Nr. 1 sieht 
die vom Bundestag verabschiedete Fassung des 
Gesetzes vor, daß die Mindestsätze der Honorar- 
ordnungen für Architekten und Ingenieure nicht 
unterschritten werden dürfen. Dadurch würde die 
Möglichkeit entfallen, das Honorar bei wenig auf- 
wendigen Architekten- und Ingenieurleistungen 
entsprechend den Gegebenheiten des einzelnen 
Falles abweichend von der Regelnorm festzu- 
legen. Entgegen den Zielsetzungen des Gesetzes 
würde dies bei wenig aufwendigen Leistungen 
zu erheblichen Verteuerungen führen. Davon 
wären in großem Umfang — insbesondere bei 
kleineren Umbau- und Reparaturarbeiten — die 
sozial schwächeren Kreise der Kleinhauseigen- 


tümer und Mieter betroffen. Hinsichtlich der An- 
wendbarkeit der Mindestsätze sollte deshalb die 
ursprüngliche Fassung des Gesetzentwurfs wie- 
derhergestellt werden. 

Artikel 11 

Schlußvorschriften 

8. Zu § 2 Abs. 4 

§ 2 Abs. 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Wenn die Landesregierungen ermächtigt werden, 
durch Rechtsverordnung Gemeinden als Gebiete 
besonderen Wohnungsbedarfs zu bezeichnen, 
wenn und solange dies erforderlich ist, um so- 
ziale Härten infolge eines erheblichen Fehl- 
bestands an Mietwohnraum in diesen Gebieten 
zu vermeiden, kann die Befristung des Artikels 3 
entfallen. 
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